
 

17. Wahlperiode 19.03.2014 Drucksache 17/1034 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Ulrich Leiner, Thomas Gehring, Ulrike Gote, 
Verena Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin Celina, 
Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Christine Kamm, 
Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Thomas Müt-
ze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi Steinber-
ger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Altenpflege in Bayern zukunftssicher machen VII  
Mehrgenerationenhäuser in Bayern langfristig 
sichern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene und in Bayern für eine langfristige Absiche-
rung der 94 bayerischen Mehrgenerationenhäuser 
einzusetzen. Sollte das Ende 2014 auslaufende Akti-
onsprogramm Mehrgenerationenhäuser II des Bundes 
nicht verlängert werden, soll die Staatsregierung ein 
eigenes Programm zur Förderung von Mehrgenerati-
onenhäusern auflegen.  

Die Staatsregierung soll sich dabei mit den Kommu-
nen auf ein tragfähiges Finanzierungskonzept zur 
dauerhaften Sicherung der bayerischen Mehrgenera-
tionenhäuser verständigen. Anzustreben ist dabei ein 
Finanzierungsmix aus staatlichen und kommunalen 
Zuschüssen sowie trägereigenen Mitteln. 

 

 

Begründung: 

Mehrgenerationenhäuser leisten eine wichtige gene-
rationenverbindende Gemeinwesensarbeit. Sie sind 
auch aus Sicht der Staatsregierung „wichtige Baustei-
ne einer modernen sozialen Infrastruktur in Städten, 
Gemeinden und Landkreisen“. Sie binden ältere Men-
schen in die Arbeit ein, sorgen für eine bedarfsgerech-
te Kinderbetreuung, sind soziale Dienstleister und 
fördern das bürgerschaftliche Engagement. Mehrge-
nerationenhäuser organisieren Hausaufgaben- und 
Nachbarschaftshilfe, entlasten pflegende Angehörige 
und leisten einen wichtigen Beitrag zur Gestaltung 
des demografischen Wandels. Nach Einschätzung der 
Staatsregierung tragen sie „zum Auf- und Ausbau 
altersgerechter und generationenübergreifender so-
zialer Netzwerke entscheidend bei.“  

Durch das Auslaufen des zweiten Aktionsprogramms 
Mehrgenerationenhäuser des Bundes und der Finan-
zierung durch den Freistaat Bayern sind die meisten 
der bestehenden Projekte Ende 2014 in ihrer Existenz 
gefährdet. Von den 94 bayerischen Mehrgeneratio-
nenhäusern werden 82 aus dem Aktionsprogramm 
des Bundes gefördert. Bisher erhält jedes Haus einen 
jährlichen Zuschuss von 40.000 Euro. Davon zahlen 
der Bund und der Europäische Sozialfonds 30.000 
Euro und die restlichen 10.000 Euro werden durch 
eine kommunale Kofinanzierung abgesichert. Der 
Freistaat Bayern beteiligt sich im Rahmen des „Akti-
onsplans Demografischer Wandel“ bei 51 Kommunen 
mit einem Betrag von 5.000 Euro pro Jahr an der 
kommunalen Kofinanzierung.  

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend setzt nun offensichtlich darauf, eine Fort-
führung der Mehrgenerationenhäuser über eine stär-
kere Beteiligung der Kommunen und Eigenmittel der 
Träger zu sichern. Doch bereits jetzt können sich viele 
finanzschwache Kommunen die Häuser nicht mehr 
leisten. Ohne ein stärkeres Engagement des Frei-
staats droht nach Auslaufen der Bundesförderung ein 
umfassendes Mehrgenerationenhaussterben. Der 
Freistaat muss deshalb bereits jetzt gemeinsam mit 
den Kommunen ein Konzept zur langfristigen und 
nachhaltigen Sicherung der guten fachlichen Arbeit 
der Mehrgenerationenhäuser vorlegen. Ein langfristig 
tragfähiges Finanzierungskonzept, erfordert auch ein 
eigenes Programm des Freistaats zur Förderung von 
Mehrgenerationenhäusern in Bayern. Der bisherige 
Zuschuss von 5.000 Euro pro Jahr muss dabei deut-
lich aufgestockt werden. Anzustreben ist ein Finanzie-
rungsmix aus staatlichen und kommunalen Mitteln, 
ergänzt durch trägereigene Zuschüsse und externe 
Zuwendungen. 

Die 94 bayerischen Mehrgenerationenhäuser brau-
chen eine verlässliche öffentliche Basisfinanzierung. 
Aufgrund der prekären Haushaltslage von Landkrei-
sen, Städten und Gemeinden ist es nicht möglich, 
allein die kommunalen Gebietskörperschaften in die 
finanzielle Verantwortung für die Zukunft der Mehrge-
nerationenhäuser zu nehmen. Die gewachsenen in-
haltlichen Anforderungen und Aufgaben erfordern 
zudem eine höhere jährliche Basisfinanzierung. Die 
Träger der Einrichtungen brauchen ein verlässliches 
Konzept zur zukünftigen Finanzierung, um auch nach 
dem Auslaufen der Bundesförderung ohne Unterbre-
chung und Gefährdung weiterarbeiten zu können.  

 


